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Betr.: Europäisches Semester 2016 – Jahreswachstumsbericht: 

Makroökonomische und haushaltspolitische Leitlinien für die 
Mitgliedstaaten 
– Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen)  

  

Die Delegationen erhalten anbei den vom Wirtschafts- und Finanzausschuss erstellten Entwurf von 

Schlussfolgerungen des Rates zum Jahreswachstumsbericht. 
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Europäisches Semester 2016: Makroökonomische und haushaltspolitische Leitlinien für die 

Mitgliedstaaten  

– Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) zum 

Jahreswachstumsbericht – 

Der Rat (Wirtschaft und Finanzen) 

 

I. DAS EUROPÄISCHE SEMESTER 2016 

1. BEGRÜSST den Jahreswachstumsbericht 2016 der Kommission, in dem die 

allgemeinen politischen Prioritäten für Beschäftigung und Wachstum in der EU und 

ihren Mitgliedstaaten dargelegt werden und der den Beginn des Europäischen Semesters 

2016 markiert; 

2. STIMMT der von der Kommission vorgenommenen Analyse der wirtschaftlichen Lage 

und der politischen Herausforderungen in der EU WEITGEHEND ZU. Trotz eines 

moderaten Aufschwungs, der sich voraussichtlich allmählich beschleunigen wird, 

stehen viele Volkswirtschaften vor weitreichenden strukturpolitischen Heraus-

forderungen. Wachstum und Beschäftigung werden durch die nach wie vor bestehenden 

makroökonomischen Ungleichgewichte Grenzen gesetzt. Einige Volkswirtschaften 

leiden unter einer hohen Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit, und das langsame 

Produktivitätswachstum beeinträchtigt die Wettbewerbsfähigkeit und den 

Lebensstandard. Die hohe private und öffentliche Verschuldung sowie die geringen 

Wachstumsaussichten dämpfen die Investitionstätigkeit; 
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3. BETONT in diesem Zusammenhang, dass die Politik darauf ausgerichtet sein sollte, den 

Aufschwung zu konsolidieren und die makroökonomischen Ungleichgewichte zu 

beseitigen. Der Aufschwung spiegelt zum Teil die zunehmenden Auswirkungen der in 

den vergangenen Jahren durchgeführten Reformen wider, und die Mitgliedstaaten 

sollten mit der Durchführung ehrgeiziger Reformen und einer verantwortungsvollen 

Haushaltspolitik fortfahren; UNTERSTREICHT, dass die Leistungen und die 

Umsetzung der politischen Maßnahmen, einschließlich der länderspezifischen 

Empfehlungen und der Empfehlungen für das Euro-Währungsgebiet, ganzjährig 

überwacht werden müssen; ERSUCHT den Wirtschafts- und Finanzausschuss und den 

Ausschuss für Wirtschaftspolitik, dies anhand der Beiträge der Kommission und der 

Mitgliedstaaten zu tun, und SIEHT den Beratungen über die Umsetzung der 

länderspezifischen Empfehlungen, die in den kommenden Monaten in den zuständigen 

Ratsformationen stattfinden werden, MIT INTERESSE ENTGEGEN; 

4. IST mit den von der Kommission umrissenen allgemeinen politischen Prioritäten, auf 

die sich die Anstrengungen auf Ebene der Mitgliedstaaten und der EU im Jahr 2016 

konzentrieren sollten, EINVERSTANDEN: Wiederankurbelung der Investitions-

tätigkeit, Fortsetzung der Strukturreformen zur Modernisierung unserer Volks-

wirtschaften und verantwortungsvolle öffentliche Finanzen; BEFÜRWORTET die 

stärkere Fokussierung auf Beschäftigung und Soziales. 

5. Der Aufschwung wird sich zwar voraussichtlich allmählich beschleunigen, profitiert 

jedoch stark von temporären prozyklischen Faktoren, unter anderem von niedrigen 

Ölpreisen, einem relativ schwachen Euro und einer akkommodierenden Geldpolitik. 

Gleichzeitig haben sich die Sicherheitslage und die geopolitischen Spannungen 

verschärft und werden die weltwirtschaftlichen Aussichten schwieriger, so dass die 

Abwärtsrisiken in Bezug auf die Wirtschaftsaussichten in der Union zugenommen 

haben; BETONT in diesem Zusammenhang, dass die Wirtschaftspolitik unter 

uneingeschränkter Achtung der Rolle aller einschlägigen Akteure weiter zu einem 

stärkeren und nachhaltigen Wachstum beitragen muss;  

6. BEGRÜSST die Vorschläge zur Neugestaltung des Europäischen Semesters, die die 

Kommission in ihrem Paket zur wirtschaftspolitischen Steuerung vom Oktober 2015 

dargelegt hat; 
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II. HAUSHALTSPOLITISCHE UND MAKROÖKONOMISCHE LEITLINIEN 

Wiederbelebung der Investitionstätigkeit 

7. IST SICH DESSEN BEWUSST, dass das Investitionsvolumen zum Teil infolge der 
Krise erheblich zurückgegangen ist. Trotz der insgesamt günstigen Bedingungen – 
niedrige Zinsen, sehr liquide Finanzmärkte und Fortschritte beim Schuldenabbau – 
bewegt sich die Investitionstätigkeit weiterhin auf einem niedrigen Niveau; BETONT, 
dass es dringend gilt, die Investitionen durch Verbesserung des gesamten Investitions-
klimas anzukurbeln, um den wirtschaftlichen Aufschwung zu unterstützen, und die 
Produktivität und das Wachstumspotenzial zu steigern; 

8. BEGRÜSST die Zusammenarbeit zwischen Europäischem Parlament, Rat und 
Europäischer Investitionsbank, dank derer die Investitionsoffensive für Europa nach 
nicht einmal einem Jahr angelaufen ist; BEGRÜSST die Fortschritte bei der 
Mobilisierung privater und öffentlicher Investitionen und IST SICH DESSEN 
BEWUSST, dass im Rahmen des Europäischen Fonds für strategische Investitionen 
(EFSI) strategische Projekte mit hoher Additionalität ausgewählt werden müssen, um 
zusätzliche Mittel des privaten Sektors zu mobilisieren; RUFT dazu AUF, den EFSI auf 
nationaler Ebene besser bekannt zu machen und private und öffentliche 
Investitionsvorhaben zu entwickeln; 

9. BETONT, dass das Regelungsumfeld sowohl auf nationaler als auch auf europäischer 
Ebene verbessert werden muss, damit die regulatorischen, administrativen und 
sonstigen Hemmnisse für private Investitionen beseitigt und die Vorteile der 
Berechenbarkeit der regulatorischen Rahmenbedingungen genutzt werden können und 
um eine Verbesserung und Diversifizierung der Finanzierungsquellen und eine 
Konsolidierung der gleichen Wettbewerbsbedingungen in der EU zu erreichen; 
UNTERSTREICHT, dass darauf geachtet werden muss, ausreichende 
Verwaltungskapazitäten zu schaffen und die Transparenz, Effizienz und 
Rechenschaftspflicht im öffentlichen Beschaffungswesen zu erhöhen; 

10. TEILT die Einschätzung der Kommission, wonach die Finanzierungsbedingungen für 
die Realwirtschaft verbessert werden müssen, und IST SICH DESSEN BEWUSST, 
dass die Beratungen über die Bankenunion im Interesse der Finanzstabilität rasch 
vorangetrieben werden müssen; BEGRÜSST den von der Kommission vorgelegten 
Aktionsplan für die Schaffung einer Kapitalmarktunion und fordert alle betroffenen 
Akteure auf, für seine rasche Umsetzung zu sorgen; 
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III. FORTSETZUNG DER STRUKTURREFORMEN ZUR MODERNISIERUNG 
UNSERER VOLKSWIRTSCHAFTEN 

11. BEGRÜSST die Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der Modernisierung ihrer 
Volkswirtschaften und beim Abbau der in den letzten Jahren festgestellten 
makroökonomischen Ungleichgewichte; HEBT HERVOR, dass sich die Leistung der 
Mitgliedstaaten in einigen Bereichen, die für Produktivität und Konvergenz von 
entscheidender Bedeutung sind, erheblich unterscheidet, und sieht der Initiative der 
Kommission, die sondieren will, inwieweit Richtwerte und der Austausch bewährter 
Verfahren über verschiedene Politikbereiche hinweg genutzt werden können, um die 
Konvergenz in Richtung auf die erfolgreichsten Mitgliedstaaten und die widerstands-
fähigeren wirtschaftlichen Strukturen zu fördern und ein stärkeres und anhaltendes 
Produktivitäts-, Beschäftigungs- und Produktionswachstum zu erreichen, MIT 
INTERESSE ENTGEGEN; BETONT, dass zunächst sorgfältig erörtert werden muss, 
ob die Richtwerte geeignet sind, bevor sie im Rahmen der wirtschaftspolitischen 
Steuerung tatsächlich eingesetzt werden können, und UNTERSTREICHT, dass 
sichergestellt sein muss, dass die Mitgliedstaaten auf Dauer Verantwortung für die 
Strukturreformen übernehmen, da dies ein entscheidender Faktor für eine effektive 
Durchführung, auch in Bereichen, die der nationalen Zuständigkeit unterstehen, ist; 

12. IST SICH der Rolle, die die finanzielle und technische Hilfe der EU bei der 
Unterstützung der Durchführung der Reformen spielen kann, BEWUSST; NIMMT 
ZUR KENNTNIS, dass die Kommission deshalb verstärkt auf die europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds zurückgreifen will; 

13. HEBT HERVOR, dass einigen zentralen Arbeitsmarktreformen Vorrang eingeräumt 
werden muss, wobei die Rolle der Sozialpartner zu achten ist; so gilt es, die Bekämp-
fung der Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit zu unterstützen, die Anpassung der Real-
löhne zu erleichtern, damit sie mittelfristig der Produktivitätsentwicklung folgen, die 
Beschäftigungsschutzbestimmungen zu modernisieren und reibungslose Arbeitsmarkt-
übergänge zu fördern, die Humankapitalbildung zu verstärken und die Effizienz der 
Sozialschutzsysteme zu steigern; IST SICH DESSEN BEWUSST, dass ein umfassen-
des Konzept erforderlich ist, um Migranten und die in jüngster Zeit eingetroffenen 
Flüchtlinge zu integrieren und ihnen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern;  

14. BETONT, dass verstärkt Anstrengungen unternommen werden sollten, um offene und 
wettbewerbsfähige Produkt- und Dienstleistungsmärkte zu fördern und dafür zu sorgen, 
dass der europäische Binnenmarkt besser funktioniert; ERKENNT, dass neue 
Technologien und Geschäftsmodelle zusätzliche Wachstumsquellen sein können, mit 
denen sich ein erhebliches Beschäftigungswachstum erzielen lässt; 
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IV. VERANTWORTUNGSVOLLE HAUSHALTSPOLITIK 

15. BEGRÜSST die Fortschritte bei der Haushaltskonsolidierung, IST SICH jedoch 

DESSEN BEWUSST, dass die öffentliche Verschuldung in den meisten Mitgliedstaaten 

nach wie vor hoch ist und dass die Defizite und Schuldenstände langfristig unter 

Kontrolle gebracht werden müssen; BETONT, dass sich die Mitgliedstaaten bei ihrer 

Haushaltspolitik weiter an den Stabilitäts- und Wachstumspakt halten sollten, damit die 

automatischen Stabilisatoren entlang des vereinbarten Pfades der strukturellen Anpas-

sung wirken können, während gleichzeitig die durch die derzeitigen Bestimmungen des 

SWP gegebene Flexibilität optimal genutzt und die Solidität der öffentlichen Finanzen 

auf lange Sicht sichergestellt wird. Je nach Mitgliedstaat sind dabei unterschiedliche 

Konsolidierungsanstrengungen – in vollständiger Übereinstimmung mit den Anforde-

rungen des SWP – erforderlich, wobei dem Stabilisierungsbedarf Rechnung zu tragen 

ist und mögliche Spillover-Effekte zwischen Mitgliedstaaten, auch im Euro-Währungs-

gebiet insgesamt, zu berücksichtigen sind; NIMMT ZUR KENNTNIS, dass die 

Kommission zu der Einschätzung gelangt ist, dass der haushaltspolitische Kurs im 

Euro-Währungsgebiet und in der gesamten EU für die Jahre 2015 und 2016 weitgehend 

neutral und angemessen ist und der kurzfristigen Stabilisierung und der langfristigen 

Tragfähigkeit gleichermaßen dient; BEGRÜSST, dass die Kommission die Auswir-

kungen der zusätzlichen Ausgaben im Zusammenhang mit der außergewöhnlichen 

Flüchtlingskrise auf den Haushalt im Einklang mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 

berücksichtigen will; BETONT, dass die haushaltspolitischen Strategien in wirksamen 

nationalen Steuerungsrahmen verankert sein sollten, um mehr Vertrauen zu schaffen, 

die erforderlichen Haushaltspuffer aufzubauen und eine prozyklische Haushaltspolitik 

zu vermeiden; UNTERSTREICHT, dass es mit Blick auf die Gewährleistung einer 

verantwortungsvollen Haushaltspolitik auf die Aufrechterhaltung von Glaubwürdigkeit 

und Wirksamkeit ankommt; BETONT, dass die Mehreinnahmen aufgrund des niedrigen 

Zinsniveaus in erster Linie dafür genutzt werden sollten, die Schulden abzubauen oder 

die Auswirkungen der anhaltenden außergewöhnlich niedrigen Inflation auf die 

Schuldenquote auszugleichen, vor allem in den Mitgliedstaten mit einer hohen 

Staatsverschuldung, gegebenenfalls aber auch für Investitionen oder Strukturreformen, 

je nach Haushaltslage des betreffenden Landes; 



 

15564/15   ak/AS/sm 7 
 DGG 1A  DE 
 

16. BETONT, dass der Qualität der haushaltspolitischen Anpassung und der Zusammen-

setzung ihrer Komponenten sowie dem Einfluss der Haushaltspolitik auf das Wachstum 

mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte, indem die Ausgabeneffizienz gesteigert 

und bei den Ausgaben der öffentlichen Hand produktiven Investitionen, auch in 

Humankapital, Vorrang eingeräumt und eine Verlagerung zu einem effizienteren und 

stärker wachstumsfördernden Steuersystem vorgenommen wird, und dass Steuerhinter-

ziehung und Steuerumgehung sowie aggressive Steuerplanung bekämpft werden 

müssen; BEGRÜSST den von der Kommission im Juni 2015 vorgelegten Aktionsplan, 

der zum Ziel hat, die Einheit von Besteuerungsort und Ort der Wirtschaftstätigkeit und 

Wertschöpfung wiederherzustellen; 

17. IST SICH der demografischen Herausforderung sowie der Tatsache BEWUSST, dass 

mit einer vorausschauenden Haushaltsplanung und verantwortungsvollen Politik, die die 

Tragfähigkeit der Renten-, Gesundheits- und Pflegesysteme sicherstellt, darauf reagiert 

werden muss; HEBT HERVOR, dass die Sozialpartner oder andere wichtige Akteure 

die Aufgabe haben, im Einklang mit den Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten die 

nationale Eigenverantwortung für die Reformen sicherzustellen, und BETONT, dass die 

Sozialschutzsysteme finanziell tragfähig sein müssen. 

 


